
Wie sich nun bei einer Rücksprache mit 
der Bezirkshauptmannschaft herausstell-
te, wollte Bürgermeister Erwin Diermayr 
nie wirklich eine Bepflanzung an dieser 
Stelle durchführen lassen. 

Grund hierfür ist laut Aussage der BH die 
Drohung einer Schadenersatzklage an 
die Gemeinde durch den dort ansässigen 
Landwirt. Dieser hätte Ernteeinbußen 
durch den Schatten der Bäume und 
Sträucher und mit seinem Traktor könne 
er dann nicht mehr richtig wenden. 

Bürgermeister Erwin Diermayr hat in 
einem Katz und Maus Spiel die anderen 
Fraktionen lange Zeit an der Nase he-
rumgeführt, hingehalten und taktiert, 
um einem seiner Fraktionsmitglieder zu 
gefallen und dessen Wünsche durchzu-
setzen. 

Aufgrund von deutlichen Geschwin-
digkeitsüberschreitungen und eines 
Verkehrsunfalles im Bereich der Ort-
schaft Aigen wurde in einer Gemeinde-
ratssitzung im August 2014 einstimmig 
beschlossen, dementsprechende Gegen-
maßnahmen zu ergreifen. 
Dazu wurde im Bereich der Liegenschaft 
Aichinger das Ortsgebiet durch das Ver-
setzen der Ortstafel verlängert. Voraus-
setzung hierfür war allerdings die Pflan-
zung von Bäumen bzw. Heckenpflanzen 
auf öffentlichem Grund. Dies sollte eine 
optische Torwirkung ergeben und somit 
zur Geschwindigkeitsreduktion beitragen.

Tatsächlich umgesetzt wurde allerdings 
nur die Versetzung der Ortstafel. Die 
Pflanzung der Bäume bzw. Heckensträu-
cher in diesem Bereich wurde bis heute, 
und das sind immerhin schon mehrere 
Jahre, nicht durchgeführt. Im Oktober 
2016 stellten die Grünen den Antrag zur 
Umsetzung der noch ausstehenden Maß-
nahmen. Uns wurde von Bürgermeister 
Erwin Diermayr zugesagt, dass der Gärt-
ner informiert sei und noch im Herbst 
2016 mit der Baumsetzung begonnen 
wird. Nachdem nichts dergleichen pas-
sierte, haben wir in den darauffolgen-
den Gemeinderatssitzungen mehrmals 
nachgefragt. Uns wurden immer mehr 
Ausflüchte und fadenscheinige Gründe 
aufgetischt, um einer Baum- bzw. He-
ckenpflanzung zu entkommen.
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in AIGEN
„Pflanzaktion“

Mittlerweile wurde bekannt, dass sich 
entlang des Rad- und Gehweges (der 
durch die gesamte Ortschaft Aigen führt) 
eine Drainage befindet, die angeblich 
eine Bepflanzung schier unmöglich 
macht. Seltsam erscheint uns dabei 
allerdings, dass in weiterer Fahrtrichtung 
Eschlried umgehend nach dem Beschluss 
des Gemeinderates im Jahr 2014 die 
geforderten Bäume gesetzt wurden. Um 
mögliche Alternativen zu finden, bzw. 
die Bäume oder Sträucher doch noch zu 
setzen ist ein weiterer Lokalaugenschein 
durch die Bezirkshauptmannschaft ge-
plant. Dies lässt allerdings auch die Mög-
lichkeit zu, die Ortstafel wieder an ihren 
ursprünglichen Ort zurück zu versetzen.

Anstatt sich um die Verkehrssicherheit in 
Aigen zu kümmern, werden hier an-

scheinend lieber Mitbür-
gerinnen und Mitbürger 
„gepflanzt“ anstatt ein 
paar Bäume.

n  Martina 
      Schröckelsberger
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Dass Parteien vor Wahlterminen 
um Stimmen werben ist selbst­
verständlich. 2015 hat Ober­

österreich allerdings eine Werbeflut in 
einem noch nie dagewesenen Ausmaß 
erlebt. Das Land war über Monate „zu­
plakatiert“, die Briefkästen fast täglich 
mit Wahlwerbung gefüllt. Eine Zahl 
belegt diese Maßlosigkeit eindrucksvoll: 
Die ÖVP Oberösterreich hat allein für 
die Landtagswahl (also ohne Ausgaben 
für die gleichzeitig abgehaltenen Ge­
meinderats­ und Bürgermeisterwahlen) 
sage und schreibe 7,3 Mio. Euro aus­
gegeben. Diese Zahl ist ans Tageslicht 
gekommen, da ein Gesetz vorschreibt, 

dass Parteien für eine Bundes­Wahl 
nicht mehr als 7 Mio. Euro ausgeben 
dürfen. Die ÖVP hat in OÖ sogar diese 
Grenze gesprengt. Maria Buchmayr, die 
Landessprecherin der Grünen OÖ, hat 
nun im Landtag eine Initiative gestartet, 
um dieser maßlosen Werbeflut ein für 
alle Mal einen Riegel vorzuschieben.  
Die Grünen fordern eine lückenlose  
Offenlegung der Wahlkampfkosten, 
wollen eine wirksame Wahlkosten­
bremse einziehen und sagen daher  
„3 Mio. Euro sind genug“. Wir wollen 
die BürgerInnen vor einer maßlosen 
Werbeflut schützen und den Wahl­
kampf auf sechs Wochen begrenzen.    
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WAHLKAMPF SIND GENUG
WERBEFLUT: SECHS WOCHEN 

U mweltrisiken durch bienen­
gefährliche Pestizide und  
europäische Bürgerinitiative 

gegen Glyphosat. Das Jahr 2017 wird 
zum Entscheidungsjahr: auf EU­Ebene 
wird heuer sowohl über die Verbote 
der bienengefährlichen Neonicotinoide 
als auch über die weitere Zulassung 
des umstrittenen Pflanzengifts  
Glyphosat abgestimmt.

Wir müssen jetzt handeln, um unsere 
Artenvielfalt und die natürlichen Ab­
läufe der Natur, auch bei Nutzpflanzen, 
langfristig zu schützen. Wir fordern 
von Bundesminister Rupprechter, rasch 
eine Mehrheit der Mitgliedstaaten für 
ein vollständiges, unbefristetes Verbot 
von Neonicotinoiden zu bündeln, und 
sich für ein Aus für Glyphosat einzuset­
zen. Diese gefährlichen Pestizide müs­
sen EU­weit verboten werden.

Im Januar gab es grünes Licht für die 
Europäische BürgerInneninitiative (EBI) 
für ein Verbot von Glyphosat. Konkret 
fordert die EBI, „den Mitgliedstaaten 
ein Glyphosatverbot vorzulegen, das 

Genehmigungsverfahren für Pflanzen­
schutzmittel zu überarbeiten und ver­
pflichtende EU­weite Ziele zur vermin­
derten Pestizidnutzung zu definieren“.

Bis Ende des Jahres haben die Bür­
gerInnen nun die Möglichkeit, die 
Initiative zu unterstützen. Kommt eine 
Million UnterstützerInnen aus mindes­
tens sieben Mitgliedstaaten zusammen, 
muss sich die EU­Kommission mit der 
Forderung auseinandersetzen und 
handeln.

DIE BIENEN
RETTEN WIR 

LANDWIRTSCHAFT & WAHLKOSTENBREMSE

MÜSSEN VOM 
KÄFIGEIER 

A uf Grüne Initiative liegt nun die 
Forderung aus Ober österreich 
am Tisch, jetzt ist der Bund 

am Zug. Er muss dafür sorgen, dass 
Eier aus Käfighaltung komplett vom 
heimischen Markt verschwinden. Er 
muss Klarheit im Interesse der Konsu­
mentInnen, des Tierschutzes und der 
heimischen Landwirtschaft schaffen. 
Wir erwarten uns rasches Handeln. 
Unser Antrag wurde von allen Parteien 
im Landtag unterstützt.

„Konkret wird damit der Bund auf­
gefordert, den Import von Eiern aus 
Käfig haltung nach Österreich zu unter­
binden. Zudem soll die Haltungsform 
bei eierhaltigen Produkten verpflich­
tend angegeben werden und der Bund 
sich für eine EU­weite Kennzeichnungs­
pflicht für eihaltige Produkte jeder Art 
einsetzen“, fordert Stefan Kaineder. 

Käfighaltung ist in Österreich zwar seit 
2009 verboten, seit 2012 EU­weit. Täg­
lich importiert Österreich rund 700.000 
Eier, die überwiegend aus illegalen Tier­
leid­Käfighaltungen der Ukraine, aus 
Singapur, Indien, Nord­ und Südamerika 
stammen. Zudem gibt es anders als 
beim Einzel­Ei keine verpflichtende 
Kennzeichnung für Produkte, in denen 
Eier weiterverarbeitet werden, sowie für 
eihaltige Produkte in der Gastronomie. 
Eine freiwillige Kennzeichnung reicht 
nachweisbar nicht aus. 

Nur mit schärferen Bestimmungen 
bringen wir Käfigeier effektiv vom 
Markt, erhöhen das Bewusstsein bei 
den KonsumentInnen und schützen un­
sere kleinstrukturierte Landwirtschaft 
vor Dumpingpreisen.

Hier kann man die Petition 
unterschreiben: 
global2000.at/ebi-stop-glyphosat

PETITION
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umwelt

fragwürdige
wasserenteignung

Für BrunnenbesitzerInnen, deren Häu-
ser nicht weiter als 50 Meter von der 
öffentlichen Wasserversorgung entfernt 
sind, ist in den letzten Wochen ein 
Informationsschreiben der Gemeinde 
ins Haus gekommen, das wohl so man-
chen an den Rand der Verzweiflung 
blicken ließ. Laut Wasserverordnung 
des Landes OÖ. soll es langfristig nicht 
mehr erlaubt sein, das Wasser des ei-
genen Brunnens im häuslichen Bereich 
zu verwenden. Vorerst darf man das 
Wasser noch nützen, wenn die Qualität 
entspricht, aber dies soll in zehn Jahren 
auslaufen. Dann besteht sozusagen 
Trinkverbot aus dem eigenen Brunnen.
Alles zielt langfristig darauf hin, aus 
einem öffentlichen Wassernetz Wasser 
kaufen zu müssen. Wohin geht unsere 
Gesellschaft? Sollten kleine Strukturen 
immer mehr in ihrer Funktion gelöscht 
werden? Führt alles in eine zentralisti-
sche Reglementierung des Einzelnen, 
weg von der Selbstbestimmtheit und 
Autonomie? Überall dort, wo Verant-
wortung weggenommen wird, nimmt 
natürlicherweise Verantwortungsbe-

wusstsein ab. Unsere Zeit braucht aber 
mehr denn je Menschen, die Verantwor-
tung übernehmen.

Brunnen werden nur durch ihre Nutzung 
in Gang gehalten. Ein still gelegter Brun-
nen birgt die Gefahr zu verschlammen 
und zu versanden. Wasserpumpen, die 
nicht eingeschalten werden rosten ein.

Wie mühsam und schwierig es ist, wenn 
in einer öffentlichen Anlage Probleme 
auftauchen, haben wir in Tumeltsham 
mit der Brunnenproblematik gerade er-
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Unkraut weg, Wege sauber, Problem 
gelöst: So denken viele Hobbygärt-
nerInnen, die zu chemischen Unkraut-
bekämpfungsmitteln - den Herbiziden 
- greifen. Doch damit schaffen sie neue 
Probleme. Die giftigen Wirkstoffe ge-
langen mit der Spritzbrühe in die Ka-
nalisation oder ins Grundwasser, wo sie 
Kleinlebewesen und Pflanzen schädigen 
und das Trinkwasser verunreinigen. 
Mit diesen Methoden ziehen wir Men-
schen uns selbst den Boden unter den 
Füßen weg. 
Alternativen zur Chemiekeule sind: Jä-
ten, Fugenbürste, Abflammgerät, Infra-
rotstrahlung und Hochdruckreiniger.

n  Martina Schröckelsberger

lebt. Warum also bestehende Brunnen 
schließen, wenn sie funktionieren, wenn 
man womöglich sogar Geld investiert 
hat für eine noch bessere Qualität des 
Wassers?

Wasser ist ein Grundrecht, Basis des Le-
bens. Wasser sollte von ökonomischen 
Interessen ausgenommen sein.

Fragwürdige Kontrollen und 
eigentlich vergeblich

Vorerst darf man das Wasser noch 
nützen, wenn die Qualität entspricht. 
Qualität ist in zehn Jahren aber kein 
Kriterium mehr. Wofür also jetzt noch 
Wasserproben nehmen?

Sind die Kontrollen überhaupt 
für die Gesundheit des Men-
schen?

Wie viel gäbe es zu kontrollieren, würde 
die Gesundheitspolizei bei Lebensmit-
telregalen stehen. Hier gäbe es einiges 
zu finden, was für den Einzelnen gar 
nicht gut ist.

Ich wünsche mir aus ganzem Herzen, 
dass alle Kräfte dafür genützt werden, 
das Bewusstsein und die Verantwor-
tung des Einzelnen für seine unmit-
telbare Umgebung zu stärken. Ich 
wünsche mir, dass jeder Einzelne an die 
Macht seiner Stimme glaubt und den 
Mut hat „nein“ zu sagen.
Ein Bürgermeister sollte nicht gestraft 
werden, wenn die BürgerInnen noch 
aus dem eigenen Brunnen trinken. 
Er sollte vielmehr eine Auszeichnung 
bekommen, wenn möglichst viele 
Menschen eine gute Beziehung zu der 

Quelle aus ihrem Brun-
nen haben, sie schützen 
und ihr jeden Tag für 
das kostbare Wasser 
danken!

n  Maria BleckenwegnerFoto
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gemeindepolitik

blematisch ist auch, dass es weniger 
Grünflächen und Bäume zugunsten von 
mehr Parkplätzen und Gebäuden gibt. 
Mehr Verkehr führt außerdem zu mehr 
Lärm, mehr Gefahren und hoher Fein-
staubbelastung.

Zur Lebensqualität in einer „Gesun-
den Gemeinde“, wie Tumeltsham sich 
bezeichnet, gehört eben mehr als nur 
höchstmögliche Einnahmen durch 

Betriebe und Geschäfte tragen dazu 
bei, die Einnahmen der Gemeinde 
zu steigern. Mit diesen Erlösen kann 
vieles mitfinanziert werden, wie teure 
Grundstücke oder ein neues modernes 
Gemeindehaus. 

Durch die vielen Betriebsansiedelungen 
entstehen der Gemeinde aber auch 
Kosten für Straßenbau, Kanalisation, 
Wasser und Straßenbeleuchtung. Pro-

Steuern und Abgaben. Lebensqualität 
bedeutet, dass sich die Politik bei jeder 
gewerblichen Genehmigung Gedanken 
macht, welche Auswirkungen dieser 
Schritt auf die Lebensqualität der Tu-
meltshamerInnen hat.

Die Grünen haben im Gemeinderat ge-
fordert, dass die Gemeinde betroffene 
BürgerInnen bei Lärmschutzmaßnah-
men finanziell unterstützt und haben 
erreicht, dass sich der Umweltausschuss 
nun mit diesem Thema beschäftigen 
wird.

„Alle wohnen gerne in Tumeltsham 
und man höre von den Bewohnern nur 
Positives. Wenn es hier jemandem nicht 
gefällt, der müsse ja hier nicht wohnen“, 
meint der Bürgermeister. Meiner Mei-
nung nach ist das eine Ignoranz der 
Wirklichkeit, denn auch diese Problem-
lösungen gehören zu den Aufgaben, die 
eine Gemeindevertretung gegenüber 
ihrer Bewohner zu erledigen hat. 

Ich meine „Wo ein Wille ist, ist auch 
ein Weg!“ Das Wich-
tigste ist es, der Bevöl-
kerung einen gesunden 
Lebensraum zu bieten.

n  Konrad Geiblinger

lärmschutz
bei betriebsansiedelungen?

nen abgelehnt. Zwei Jahre später- nach 
vielen Sitzungen und Beratungen - fand 
sich dann doch eine Mehrheit, sodass 
am 20. April zehn interessante Ideen 
auf dem Tisch lagen.

Letztendlich waren alle Beteiligten froh, 
diese Form der Entscheidungsfindung 
gewählt zu haben. Schade um die zwei 
Jahre Verzögerung. Die Gemeinde 
hätte sich viel Geld gespart, weil der 

Bau unter der letzten 
Landesregierung noch 
viel besser gefördert 
worden wäre.

n  Franz Bleckenwegner

einer Odyssee
Ende

Am 20. April fand in Tumeltsham ein 
Architektenwettbewerb für das neue 
Gemeindeamt statt. Die Jury, beste-
hend aus vier Vertretern der Gemeinde 
und drei Architekten, wählte das Pro-
jekt von Herrn Arch. DI Gerald Steiner 
aus Linz einstimmig zum Siegerpro-
jekt.

Wir Grüne forderten bereits im Früh-
jahr 2014 die Abhaltung eines solchen 
Wettbewerbes. Uns war wichtig, viele 
Ideen zur Gestaltung dieses einmaligen 
Platzes zu finden und bei der Auswahl 
die Unterstützung von Profis zu haben. 
Leider wurde damals unsere Forderung 
von den anderen Gemeinderatsfraktio-


